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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die Wahl

Am Mittwoch 7. Dezember schritt die Vereinigte Bundesversammlung schliesslich zur
Ersatzwahl. Entsprechend dem Protokoll wurden zuerst die beiden zurücktretenden
Bundesratsmitglieder durch den Nationalratspräsidenten Martin Candinas (mitte, GR)
verabschiedet. Als «Chrampfer» würdigte Candinas den zurücktretenden SVP-
Bundesrat Ueli Maurer. Er sei «das Gewissen der Finanzpolitik» gewesen und habe
immer wieder vor Mehrausgaben gewarnt. Im Parlament würden seine Freundlichkeit,
sein «verschmitzter Humor» und seine Vorlieben für Metaphern fehlen, so Candinas.
Simonetta Sommaruga habe nicht nur «die Prinzipien der Kollegialität und der
Konkordanz verkörpert», sondern auch stets das Wohl der Menschen in den Mittelpunkt
gestellt, lobte Nationalratspräsident Candinas die scheidende Magistratin.
Insbesondere während ihres Präsidialjahres während der Covid-19-Krise habe sie die
bemerkenswerte Fähigkeit gezeigt, auch «[i]m Moment der Unsicherheit Brücken zu
bauen». 
Ueli Maurer hob in seiner Abschiedsrede die Bedeutung von Freiheit hervor, die es zu
verteidigen gelte, wozu auch ein gesunder Finanzhaushalt beitrage. Er sei stolz auf
seinen Ruf als «Sparonkel», freue sich jetzt aber auf die Zeit danach. Simonetta
Sommaruga ihrerseits betonte, wie wichtig es sei, dass dass man trotz
unterschiedlicher Auffassungen aufeinander zugehe. Es sei ihr eine Freude und eine
Ehre gewesen, Bundesrätin zu sein: «Ich habe es gerne gemacht», wiederholte sie noch
einmal den Satz, den sie bereits bei ihrer Rücktrittsankündigung gesagt hatte. Die
scheidende Magistratin und der scheidende Magistrat wurden unter grossem Beifall
und stehenden Ovationen verabschiedet.

Nachdem Martin Candinas die Fraktionsempfehlungen für die Ersatzwahl von Ueli
Maurer verlesen hatte – mit Ausnahme der grünen Fraktion, die keinen Kandidaten
empfahl, schlugen alle anderen Fraktionen sowohl Albert Rösti (svp, BE) als auch Hans-
Ueli Vogt (svp, ZH) vor – und Fraktionssprecher Thomas Aeschi (svp, ZG) das Parlament
gebeten hatte, jemanden vom SVP-Ticket zu wählen, schritt die Vereinigte
Bundesversammlung zur ersten «Wahl eines neuen Mitglieds in den Bundesrat». Die
Nachfolge von Ueli Maurer war sehr rasch geregelt: Bereits im ersten Wahlgang
übersprang der Favorit Albert Rösti das absolute Mehr. Mit 131 von 243 gültigen
Stimmen liess er Hans-Ueli Vogt, der 98 Stimmen erhielt, recht deutlich hinter sich. 14
Stimmen entfielen auf Verschiedene. 
In seiner kurzen Rede, in welcher der neu gekürte Bundesrat «mit grosser Freude und
grossem Tatendrang» die Wahl annahm, betonte Albert Rösti, dass er seine
Lebenserfahrung einbringen und seine Überzeugungen im Bundestat vertreten werde;
er wolle aktiv und konstruktiv an Lösungen arbeiten, die Bestehendes bewahren, aber
wo nötig auch behutsam Anpassungen verlangen. 

Die Ersatzwahl von Simonetta Sommaruga dauerte dann etwas länger. Auch hier gab
der Nationalratspräsident die Empfehlungen der Fraktionen bekannt – ausser der GLP-
Fraktion, die nur Eva Herzog (sp, BS) empfahl, schlugen alle anderen Fraktionen beide
Kandidatinnen zur Wahl vor – und auch hier ergriff lediglich der Fraktionspräsident der
SP das Wort. Roger Nordmann (sp, VD) dankte noch einmal den beiden scheidenden
Bundesratsmitgliedern. Gemäss den seit einigen Jahren eingespielten Gepflogenheiten
präsentiere auch die SP-Fraktion ein Zweierticket zur Auswahl, betonte er. Im ersten
Wahlgang erhielten freilich nicht bloss die beiden offiziellen Kandidatinnen Stimmen:
Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) kam auf 96 von 243 gültigen Stimmen, Eva Herzog
auf 83 Stimmen, gefolgt von Daniel Jositsch (sp, ZH), dem 58 Mitglieder der
Bundesversammlung ihre Stimme gaben. 6 Stimmen entfielen auf Diverse. Das absolute
Mehr von 123 wurde damit von niemandem erreicht. 
Im Vorfeld des zweiten Wahlgangs ergriff noch einmal der Fraktionspräsident der SP das
Wort. Er bitte die Bundesversammlung, eine der beiden vorgeschlagenen Frauen zu
wählen. Die Zusammensetzung des Bundesrats mit fünf Männern und zwei Frauen sei
nicht nur unausgewogen, sondern würde auch völlig aus der Zeit fallen. Er erinnere
daran, dass bis heute – inklusive Albert Rösti, dem er gratuliere – 111 Männer, aber
lediglich neun Frauen in der Landesregierung gesessen seien. Es sei Zeit für die zehnte.

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2022
MARC BÜHLMANN
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Nicht ans Rednerpult schritt hingegen Daniel Jositsch, obwohl viele Beobachterinnen
und Beobachter erwartet hätten, dass er eine Verzichtserklärung abgeben würde. In der
Folge erhielt er auch im zweiten Wahlgang 28 Stimmen, weshalb erneut weder Elisabeth
Baume-Schneider (112 Stimmen) noch Eva Herzog (105 Stimmen) das absolute Mehr
überspringen konnten. 
Es brauchte entsprechend einen dritten Wahlgang, bei dem sich aber zur grossen
Überraschung der meisten Kommentatorinnen und Kommentatoren die Reihenfolge
der Kandidatinnen nicht mehr veränderte: Mit 123 Stimmen – genau so viele waren für
das absolute Mehr nötig – wurde Elisabeth Baume-Schneider zur neuen Bundesrätin
gewählt. Eva Herzog hatte 116 Stimmen erhalten, erneut entfielen 6 Stimmen auf Daniel
Jositsch. 
Es sorgte für Heiterkeit, dass die neu gekürte Bundesrätin bereits am Rednerpult stand,
bevor sie der Nationalratspräsident dorthin gebeten hatte. Auch Elisabeth Baume-
Schneider nahm die Wahl an. Sie gratuliere – das sei ganz seltsam, das auszusprechen –
ihrem zukünftigen Kollegen Albert Rösti. Sie wolle getreu dem Satz in der
Bundesverfassung, dass sich die Stärke des Volkes am Wohl der Schwachen messe, ihre
Werte in den Dienst der Gesellschaft stellen. Sie sei sicher charmant, wie dies viele
Kolleginnen und Kollegen im Vorfeld der Wahlen in den Medien immer wieder betont
hätten, sie sei aber auch ehrlich und sie könne sehr ernsthaft arbeiten, worauf sie sich
freue. In der Folge legte Albert Rösti den Eid und Elisabeth Baume-Schneider das
Gelübde ab, woraufhin sie mit stehenden Ovationen bedacht wurden. Vor dem
Bundeshaus feierten rund 200 Jurassierinnen und Jurassier den Überraschungssieg
«ihrer» ersten Bundesrätin.

Die Medien sprachen praktisch unisono von einer Überraschung. Während die Presse in
der Romandie den Sieg ihrer neuen Bundesrätin feierte – Le Temps betitelte sie als «La
reine Elisabeth» –, die Wahl als «Höhepunkt eines überzeugenden politischen
Werdegangs» darstellte und ihre hervorragende Kampagne lobte, hoben die
Deutschschweizer eher die im Vergleich zur «distanziert-kühlen» Eva Herzog
sympathischere Art der Jurassierin hervor, um die Überraschung zu erklären. Die NZZ
vermutete, dass die Jurassierin von vielen Parlamentsmitgliedern nicht nur als
zugänglicher, sondern auch als beeinflussbarer bewertet worden sei. Es sei nicht das
erste Mal, «dass in einer Bundesratswahl die Gmögigere gewählt» werde. Die NZZ
vermutete gar, dass «der männliche Teil des Parlaments [...] in dubio lieber eine
Tochter- oder Mutterfigur [wählt], hingegen vor starken und machtbewussten Frauen
[zurückschreckt]». Diese Aussagen wurden in der Folge verschiedentlich als sexistisch
kritisiert.
Zahlreiche weitere Gründe wurden für die überraschende Wahl von Baume-Schneider
in den Medien bemüht. Mehrmals wurde etwa strategisches Verhalten vermutet:
Innerhalb der SP hätten einige den «natürlichen Berset-Nachfolger» Pierre-Yves
Maillard (sp, VD) verhindern wollen, mutmasste etwa die NZZ und auch Le Temps
glaubte, dass sich das Parlament mit der Wahl Baume-Schneiders für künftige
Bundesratswahlen mehr Optionen habe offenlassen wollen. Für den Blick war der
«Jura-Coup» eine Folge freisinniger Strategie: So hätten etwa die Stimmen aus der
Landwirtschaft und von vielen Romand.e.s nicht für eine Wahl gereicht, die nötigen
Stimmen habe sie aus der FDP-Fraktion erhalten, die erkannt habe, dass sie der SP
schade, wenn diese zwei Mitglieder aus der Westschweiz in der Landesregierung habe.
Als weiteren Grund machten einige Medien auch den Umstand aus, dass Herzog einigen
Bürgerlichen wohl «zu europafreundlich» gewesen sei.

Für mediale Diskussionen sorgten auch die Stimmen, die Daniel Jositsch erhalten
hatte. In verschiedenen Interviews wurde zudem Unmut darüber geäussert, dass der
Zürcher Ständerat keine Verzichtserklärung abgegeben hatte. Insbesondere in seiner
eigenen Partei habe er damit viel Geschirr zerschlagen. Der Blick sprach im Hinblick auf
künftige Bundesratswahlen gar von einem «Eigengoal»: Mit seinem Verhalten habe er
sein Ziel, Bundesrat zu werden, wohl endgültig verbaut. Die Stimmen für Daniel Jositsch
seien wohl vor allem aus der SVP gekommen, wurde vermutet. In der Tat gab Christian
Imark (svp, SO) in der Solthurner Zeitung zu Protokoll, aus «Protest gegen das Theater
im Vorfeld» zuerst Daniel Jositsch die Stimme gegeben zu haben. 

Weniger Analyse wurde in den Medien für die Wahl von Albert Rösti angestrengt. «Viel
Drama bei der SP – null Drama bei der SVP», brachte dies der Tages-Anzeiger auf den
Punkt. Das Resultat sei vor allem auch die Folge davon, dass die Berner Sektion im
Gegensatz zur Zürcher Sektion für eine Nachfolge bereit gewesen sei, urteilte Le
Temps; Hans-Ueli Vogt sei zudem wohl auch sein Ruf zum Verhängnis geworden, zu
wenig hart für den Job zu sein. Die grosse Frage sei nun, wie stark Albert Rösti, der laut
NZZ «Konkordanz verkörpert», die Linie der SVP im Bundesrat vertreten werde. 
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Die Bundesratsersatzwahlen brachten also eine Premiere: Zum ersten Mal seit seinem
Bestehen (1979) war der Kanton Jura in der Landesregierung vertreten. Die Wahl seiner
Bundesrätin wurde im Kanton Jura denn auch ausgiebig gefeiert. Die Kantonsregierung
schaltete ein Inserat, mit dem sie Elisabeth Baume-Schneider gratulierte. Keine
Premiere stellte hingegen die Regierungsmehrheit der Sprachminderheiten dar. Bereits
von 1917 bis 1920 hatten ein Tessiner (Giuseppe Motta), ein Genfer (Gustave Ador), ein
Waadtländer (Camille Decoppet) und der erste Rätoromane (Felix-Louis Calonder) im
Bundesrat gesessen. In den restlichen rund 170 Jahren war die Mehrheit in der
Landesregierung freilich stets deutschsprachig gewesen. Die von der Bundesverfassung
seit 1999 empfohlene adäquate Vertretung der Sprachregionen entspräche
mathematisch 2.3 Sitzen für nicht-deutschsprachige Regierungsmitglieder.

Parlamentsmandat

Weil die Ständeratswahlen im Kanton Jura mittels Proporzwahlsystem durchgeführt
werden, brauchte es für die Nachfolge von Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU), die in
den Bundesrat gewählt worden war, keine Ersatzwahlen, wie dies in anderen Kantonen
(mit Ausnahme des Kantons Neuenburg, der ebenfalls ein Proporzwahlsystem für seine
Kantonsvertretung kennt) üblich ist. Stattdessen rückte die bei den eidgenössischen
Wahlen 2019 Zweitplatzierte auf der SP-Liste in den Ständerat nach. Bei dieser
Zweitplatzierten handelte es sich um Mathilde Crevoisier Crelier (sp, JU), die damit
«aus dem politischen Nichts [...] direkt ins Stöckli» marschiere, wie der Tages-Anzeiger
berichtete. Die Sozialdemokratin, für die die Wahl von Elisabeth Baume-Schneider in
die Landesregierung eine grosse Überraschung gewesen sei, sass als Präsidentin der
lokalen SP seit 2012 im Stadtparlament von Pruntrut und war 2022 in die Stadtregierung
gewählt worden. Als Übersetzerin im Generalsekretariat des EDI ist sie mit der
nationalen Politik vertraut. Diesen Beruf musste sie in der Folge allerdings aufgeben,
weil Parlamentsmitglieder nicht gleichzeitig der Bundesverwaltung angehören dürfen.
Nach kurzer Bedenkzeit legte sie auch ihre lokalpolitischen Ämter nieder, um sich ganz
auf ihr Ständeratsmandat zu konzentrieren und es im Herbst als Bisherige zu
verteidigen. Sie müsse praktisch ihr ganzes Leben umkrempeln, urteilte der Tages-
Anzeiger. 
In der Tat wurde Mathilde Crevoisier Crelier bereits in der letzten Woche der
Wintersession 2022, also nur gut eine Woche nach der Wahl ihrer Listenkollegin in den
Bundesrat, im Ständerat vereidigt. Die neue Ständerätin des Kantons Jura legte das
Gelübde ab. Nach dem Rücktritt von Christian Levrat (sp, FR) und der entsprechenden
Ersatzwahl von Isabelle Chassot (mitte, FR) zur neuen Ständerätin des Kantons Freiburg
im Jahr 2021 stellte das Nachrücken der jurassischen Sozialdemokratin die zweite
Mutation im Ständerat in der aktuellen Legislatur dar. 1

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2022
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Nach einem einseitig geführten Abstimmungskampf, der von Westschweizer Medien
zum Kampf zwischen David und Goliath hochstilisiert wurde, fiel das Ergebnis der
Abstimmung zum Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit Indonesien im März 2021
mit nur 51.6 Prozent Ja-Stimmen deutlich knapper aus, als aufgrund des Medientenors
erwartet worden war. Die Stimmbeteiligung lag mit 51.1 Prozent über dem Durchschnitt
der letzten Jahre. Es zeigte sich kein Stadt-Land-Graben zwischen den Kantonen,
stattdessen teilte der altbekannte Röstigraben die Schweiz, mit wenigen Ausnahmen, in
zwei Teile: Basel-Stadt (51.2% Nein-Stimmen) lehnte als einziger Deutschschweizer
Kanton das Abkommen ab, ansonsten sprach sich die Deutschschweiz in breiter Front
für den Freihandel aus. Auf der Gegenseite stimmten die meisten Kantone in der
Westschweiz, insbesondere die Kantone Waadt (65.9% Nein-Stimmen) und Jura (64.8%
Nein-Stimmen), gegen das Abkommen. 
Obwohl dem Abschluss des Freihandelsabkommens damit nichts mehr im Wege stand,
wurde das Ergebnis im Nachgang des Abstimmungssonntags von den Gegnerinnen und
Gegnern des Abkommens als Erfolg verbucht. Diese sahen sich durch den unerwartet
hohen Nein-Anteil in ihrem Anliegen bestärkt und selbst Befürwortende des
Abkommens, wie Ständerat Hannes Germann (svp, SH), befürchteten, dass die vielen
Nein-Stimmen einen Hinweis auf eine starke Skepsis in der Bevölkerung gegenüber
Freihandelsabkommen darstellten. Dem widersprach Christoph Mäder, Präsident von

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.2021
AMANDO AMMANN
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Economiesuisse, der die einseitige Fokussierung der Debatte auf Palmöl kritisierte und
im knappen Ja «kein Votum gegen den Freihandel» erkennen wollte. Dass es am Schluss
doch knapp nicht für ein Nein gereicht hatte, schrieb La Liberté der späten
Positionierung der Grünen und vor allem der SP zu. Samuel Bendahan (sp, VD),
Vizepräsident der SP, verteidigte seine Partei, die «wirklich in mehrere Lager gespalten
war». Die Uneinigkeit innerhalb der SP zeigte sich auch an mehreren abweichenden
Kantonalsektionen und prominenten Individuen, welche für die Annahme des
Abkommens weibelten. So zeigte sich Nationalrätin Munz (sp, SH) zufrieden mit dem
Ergebnis und meinte überzeugt, dass es von nun an ein «No-Go» sei, Nachhaltigkeit aus
Freihandelsverträgen auszuklammern. Nicht zufrieden mit dem Ausmass der
Nachhaltigkeitsstandards war indes die grüne Nationalrätin Christine Badertscher (gp,
BE), welche die Absicht bekundete, sich nun zumindest bei der Umsetzung noch für
Verbesserungen einsetzen zu wollen. 
Das Referendum schien für viele Akteure einen Wendepunkt in der schweizerischen
Aussenwirtschaftspolitik darzustellen. So bezeichnete Ständerätin Baume-Schneider
(sp, JU) das Abkommen als «Untergrenze für alle jene, die folgen werden». Gegenüber
der AZ zeigte sich die Rechtsprofessorin Elisabeth Bürgi Bonanomi davon überzeugt,
dass die Bevölkerung auch in Zukunft über Handelsabkommen abstimmen werde. Eine
erste Möglichkeit dazu bieten die fertig verhandelten Freihandelsabkommen mit den
Mercosur-Staaten und Malaysia. Nationalrätin Badertscher prognostizierte, dass es
insbesondere das Mercosur-Abkommen an der Urne gar noch schwerer haben werde,
und auch die Bauerngewerkschaft Uniterre liess verlauten, man sei «jederzeit bereit,
wieder das Referendum zu ergreifen». Drei NGOs – Alliance Sud, Public Eye und die
Gesellschaft für bedrohte Völker – forderten in Reaktion auf das Abstimmungsergebnis
ein Gesetz, das eine grössere Kohärenz zwischen der Schweizer
Aussenwirtschaftspolitik und Themen wie Menschenrechten oder Nachhaltigkeit
sicherstellt. Laut den NGOs sei es bei beiden Abkommen unwahrscheinlich, dass
verbindliche Nachhaltigkeitsbestimmungen aufgenommen würden, weshalb weitere
Referenden unumgänglich seien. 

Abstimmung vom 07. März 2021

Beteiligung: 51.1%
Ja: 1'408'380 (51.6%), (Stände 15 5/2)
Nein: 1'318'630 (48.4%), (Stände 5 1/2)

Parolen: 
- Ja: SVP, CVP, FDP, GLP, EDU, Economiesuisse, Schweizer Gewerbeverband,
Schweizerischer Arbeitsgeberverband, Schweizer Bauernverband, Swissmem,
Hotelleriesuisse, Schweizerischer Versicherungsverband, Swissaid
- Nein: SP (5*), GP, EVP, Juso, Greenpeace, Uniterre, Pro Natura,
Keinbauernvereinigung, Bruno-Manser-Fonds, Solidarité sans frontières, Gesellschaft
für bedrohte Völker, Klimastreik Schweiz
- Stimmfreigabe: Public Eye, Travail.Suisse, Alliance Sud
* Anzahl abweichende Kantonalsektionen in Klammern 2

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Die EO ermächtigt die Kantone explizit in Artikel 16h, ausgebautere Varianten des 14-
wöchigen Mutterschaftsurlaubs zu beschliessen. Eine ebensolche Regelung verlangte
eine Standesinitiative aus dem Kanton Jura: Sie wollte den Kantonen im Gesetz explizit
die Kompetenz gewähren, über weitergehende Bestimmungen zum bestehenden
Vaterschaftsurlaub oder über die Einführung eines Elternurlaubs auf ihrem
Kantonsgebiet zu befinden, die nicht nur für öffentlich-rechtliche, sondern auch für
privatrechtliche Arbeitsverhältnisse Gültigkeit hätten. Im Ständerat, der die
Standesinitiative des Kantons Jura beriet, dominierten juristische Fragen. Benedikt
Würth (mitte, SG) bestätigte für die Kommissionsmehrheit, dass im vorliegenden Fall
nicht klar sei, ob hier ein öffentliches Interesse vorliege, das vom Bund nicht
abschliessend geregelt werde. Sollte ein solches vorliegen – argumentiert werden
könnte etwa mit dem Kindeswohl oder der Gleichstellung zwischen Mann und Frau –,
erübrige sich eine explizite Kompetenzgewährung, da die Kantone so bereits die

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.09.2021
MARLÈNE GERBER
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Möglichkeit hätten, in ihrem Kompetenzbereich öffentlich-rechtliche Normen zu
beschliessen. Für den Fall, dass ein öffentliches Interesse verneint würde, könnte nur
eine explizite Erwähnung im Gesetz die rechtliche Unsicherheit beseitigen. Genau die
Beseitigung dieser Unsicherheit durch Folgegeben verlangte eine Minderheit Baume-
Schneider (sp, JU) und betonte, dass es nicht um die finanzielle Unterstützung einer
kantonalen Regelung durch den Bund gehe. Sie verwies dabei auf verschiedene
laufende Bestrebungen in unterschiedlichen Kantonen – neben ihrem eigenen Kanton
in den Kantonen Tessin, Genf und Bern –, die allesamt vor dieser rechtlichen
Unsicherheit stünden. Mit 25 zu 13 Stimmen bei einer Enthaltung folgte der Ständerat
seiner Kommissionsmehrheit und gab der Initiative keine Folge. 3

1) AB SR, 2022, S. 1353; QJ, 30.11., 9.12., 10.12.22; TA, 13.12.22
2) BBl, 2021 1185; NZZ, 13.2., 6.3.21; AZ, CdT, Exp, LT, Lib, NZZ, QJ, SN, TG, 8.3.21
3) AB SR, 2021, S. 888 f.
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